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Wir schuften uns arm 

Rechtzeitig zu den Feiertagen hat der  
EU-Steuerkommissar Österreich ein  
Kuckucksei ins Osternest gelegt. Er 
will das Bankgeheimnis, das der Al-
penrepublik viel Geld in die Kasse 
spült, aufbrechen. Das Bankgeheimnis 
sei obsolet, erklärt Laszlo Kovacs 
forsch im Wiener „Standard“. Damit 
wagt es der sonst so schüchterne Un-
gar tatsächlich, an der Festung zu rüt-
teln. Ihm reicht die Blockade des ös-
terreichischen Finanzministers Wil-
helm Molterer nun. Der Sozialdemo-
krat hatte sich beim letzten Finanz-
ministertreffen jeder Öffnung verwei-
gert. Sein Land gibt ebenso wie Lu-
xemburg und Belgien keine Daten 
über Zinserträge auf  Konten von EU-
Ausländern frei. In den drei Ländern 

greift die Zinsbesteuerungs-Richtlinie 
noch nicht, die Banken in anderen 
EU-Staaten zur Preisgabe zwingt. Al-
lerdings gaben die beiden Beneluxstaa-
ten unter dem Druck der Liechten-
stein-Affäre jetzt zu erkennen, dass sie 
sich schon früher der Verpflichtung 
anschließen könnten. Allein Öster-
reich bleibt hart, weshalb Kovacs ih-
nen die Leviten las: „Die Frage des 
Bankgeheimnisses ist eine Frage der 
Moral.“ Das Bankgeheimnis sei ein 
„Überbleibsel aus einer Epoche mit 
anderen Rahmenbedingungen“. 
 
Vom Zorn erfasst sind auch Europas  
Gewerkschaften. Niedriglöhne, Zeitver-
träge und Armut – kurz: europaweites 
„working poor“ – treiben die Vertreter 
der Arbeitnehmer zum Protest. Die 
Zahl schlecht bezahlter und unsiche-

rer Arbeitsverhältnisse habe in den 
vergangenen zehn Jahren drastisch zu-
genommen, warnte der Generalsekre-
tär des Europäischen Gewerkschafts-
bundes (EGB), John Monks, jüngst in 
Brüssel. Er verwies auf  17 Millionen 
Arbeitnehmer in der Union, die be-
reits in Armut lebten, und auf  31 Mil-
lionen, die zu Niedriglöhnen schufte-
ten. Deutschland kam dabei beson-
ders schlecht weg. Im deutschen Wes-
ten erhielten Niedriglöhner gerade 
mal 6,86 Euro Stundenlohn, im Osten 
beschämende 4,86 Euro. Fast ein Vier-
tel aller deutschen Arbeitnehmer – ge-
nau 22 Prozent – arbeiteten im Nied-
riglohnsektor. Ein europäischer Re-
kord, der nur durch Großbritannien 
übertroffen würde. Das wollte die EU-
Kommission dann doch nicht so ste-
henlassen und verwies flugs auf  6,6 

Millionen EU-weit neu geschaffene 
Arbeitsplätze. Auch mit einer auf  un-
ter sieben Prozent gefallene Arbeits-
losenquote konterte José Manuel Bar-
roso die Vorwürfe. Der Kommissions-
präsident versprach aber besser be-
zahlte Jobs. Dazu soll seine Behörde 
mehr für Bildung und Ausbildung tun. 
 
Deutschland hat einen neuen Spitzen-
mann in der EU-Kommission. Peter Zangl 
ist in der vergangenen Woche zum 
Generaldirektor für Humanitäre Hilfe 
ernannt worden. Der Ökonom starte-
te seine Laufbahn beim Rheinisch-
Westfälischen Institut für Wirtschafts-
forschung in Essen und stieß bereits 
1978 zur Kommission. Zuletzt diente 
er Informations- und Medienkommis-
sarin Viviane Reding als Vize-General-
direktor.

B R Ü S S E L E R  S P I T Z E N    

Von Sabine Seeger 

B U C H F Ü H R U N G  

Die Globalisierung heißt 
jetzt „Superkapitalismus“. In 
seinem gleichnamigen Buch 
zeigt der Wirtschaftswissen-
schaftler Robert Reich mit 
Blick auf  die USA, wie die 
Wirtschaftslobby seit den 
Siebzigerjahren einflussrei-
cher und die Demokratie 
schwächer wurde. Die Reak-
tion des Einzelnen auf  diesen 
Prozess hält Reich, der unter Bill Clin-
ton Arbeitsminister war, für höchst pa-
radox. Als Arbeitnehmer und Bürger 
beschweren wir uns über sinkende 
Löhne und unsichere Arbeitsplätze. 
Gleichzeitig erhöhen wir per Schnäpp-
chenjagd den Kostendruck auf  die Un-
ternehmen. Von Entlassungen und Ab-
wanderung in Niedriglohnländer pro-
fitieren wir wiederum als Anleger.  

Sind wir selbst schuld an den Aus-
wüchsen des Superkapitalismus? Das 
klingt zunächst einleuchtend, doch 
Reich überschätzt die Handlungsoptio-

nen des Konsumenten. Wo-
ran soll er sein Kaufverhal-
ten ausrichten? Der Preis 
verrät zu wenig über die 
Produktionsbedingungen ei-
ner Ware. Auch als Klein-
aktionär ist der Einfluss auf  
ein Unternehmen gering. 

Reich betont, dass die 
Wirtschaft nicht für das Ge-
meinwohl zuständig ist. Sie 

solle Profit maximieren. Moralische 
Appelle von Politikern lenkten nur da-
von ab, dass sie Regeln aufstellen, nach 
denen Konzerne spielen. Doch über-
zeugende Vorschläge, wie Staaten 
handlungsfähig gegenüber global agie-
renden Firmen werden und welche 
Rolle uns dabei als Konsument und 
Bürger zufällt, bleibt Reich schuldig. jg 
 
Robert Reich: Superkapitalismus. Wie die 
Wirtschaft unsere Demokratie untergräbt. 
Campus Verlag, Frankfurt/Main 2008. 
328 Seiten, 24,90 Euro.

In der Schnäppchenfalle 

Wenn es um private Alters-
vorsorge geht, setzen viele 
Deutsche auf  die eigenen 
vier Wände. Sei es, weil sie 
die gesparte Miete als indi-
rekte Aufstockung der Rente 
ansehen oder weil Immobi-
lien einen soliden, inflations-
sicheren Wert darstellen. 
Doch was, wenn die Eigen-
tumswohnung den Anforde-
rungen ihrer betagten Bewohner nicht 
mehr genügt? Und was, wenn das Haus 
weniger wert ist als gedacht – und des-
halb ein Loch in der Altersvorsorge 
droht?  

Wer sich vor dieser Frage drückt, 
kann später eine böse Überraschung 
erleben. Mit ihrem Ratgeber „Altersfal-
le Immobilie?“ bietet Christiane Harrie-
hausen dem Leser die Chance, sich 
dem unter Umständen unangenehmen 

Komplex Wohnen im Alter 
zu nähern. Die gerade ein-
mal 130 Seiten des Buches 
reichen natürlich in keiner 
Weise aus, um das Thema in 
aller Ausführlichkeit zu be-
handeln. Für Leser, die einen 
Einstieg in die Auseinander-
setzung suchen und dabei 
vielleicht auch psychologisch 
an die Hand genommen 

werden wollen, ist der Band jedoch 
hervorragend geeignet. Auch, wenn 
der mit einem Preis von 20,90 Euro re-
lativ teuer ist. sli 
 
Christiane Harriehausen: Altersfalle  
Immobilie? So werden Ihre vier Wände 
nicht zur Last. Tipps, Alternativen und 
Praxishilfen. Frankfurter Allgemeine Buch, 
Frankfurt/Main 2008.  
130 Seiten, 20,90 Euro.

Trautes Heim, Pech allein 

W O R T S C H A T Z  

Sie trafen sich nachts an einem gehei-
men und abgelegenen Ort, um mit 
dem Teufel zu feiern. Der Hexensabbat 
gehörte für die Menschen des frühen 
15. Jahrhunderts wie der Hexenflug, 
Teufelspakt, Teufelsbuhlschaft und 
Schadenszauber zu den fünf  
wichtigsten Elementen der 
Hexenlehre, die sich in der 
Zeit um 1430 zuerst in der 
Westschweiz entwickelte. Im 
16. und 17. Jahrhundert brei-
tete sich diese Lehre aus und 
bildete die zentralen Ankla-
gepunkte in den Hexenprozessen, die 
für die Angeklagten nach ausgiebigen 
Folterungen zumeist mit dem Tod auf  
dem Scheiterhaufen endeten. 

Südlich von Thale im Ostharz gibt 
es einen bekannten Hexentanzplatz, an 
dem noch heute in der Walpurgisnacht 
die rituellen Traditionen gepflegt wer-
den. Der Hexensabbat der Neuzeit hat 
sich das Börsenparkett als Austragungs-
ort gewählt und ist weder geheim noch 
von teuflischen Ritualen geprägt, auch 
wenn es einige Anleger mitunter an-

ders sehen mögen. Viermal im Jahr 
werden Terminkontrakte in allen fi-
nanziellen Kategorien fällig, sodass es 
an den Börsen weltweit zu einem ho-
hen Handelsvolumen und stark 
schwankenden Kursen kommt. 

Der korrektere Ausdruck 
für den Hexensabbat ist ei-
gentlich der „große Verfalls-
tag“, doch ist dieser Begriff  
irgendwie zu sachlich, und 
daher hat sich weltweit der 
Begriff  Hexensabbat durch-
gesetzt. An diesem Tag – im-

mer der dritte Freitag des dritten Mo-
nats im Quartal – versuchen die profes-
sionellen Marktteilnehmer die Kurse 
durch geschickte Transaktionen so zu 
beeinflussen, dass sie mit ihren Termin-
kontrakten ein positives Ergebnis errei-
chen. Der nächste aktuelle Termin ist 
der 21. März, Karfreitag. 

Beim letzten Hexensabbat im De-
zember überschritt der Dax an der 
Frankfurter Börse die psychologisch 
wichtige Marke von 8000 Punkten. 
Seitdem ging es nur noch bergab. wwu.

Hexensabbat 

B I L A N Z P R Ü F U N G  

„Glaubt man den Progno-
sen, so werden wir noch 
bis zum Jahr 2000 einem 
Arbeitslosenheer von zwei 
Millionen gegenüberste-
hen“, warnte der Rhei-
nische Merkur vor genau 
20 Jahren in einem Artikel 
über Arbeitszeiten. Da-
mals kämpften verschie-
dene Gewerkschaften für 
die 35-Stunden-Woche in Deutschland. 
Und ausgerechnet ein Mann, der sich 
heute als Vorzeige-Linker geriert, ver-
setzte den Gewerkschaften einen 
„Dolchstoß“, wie es ÖTV-Chefin Mo-
nika Wulf-Mathies nannte: Oskar La-
fontaine, der sich für den Posten des 
SPD-Kanzlerkandidaten empfehlen 
wollte, empfahl den Beschäftigten, we-
niger Stunden zu arbeiten und dafür 
auch auf  Lohn zu verzichten. So wür-
den neue Arbeitsplätze entstehen, 

Aus dem RM vom 18. März 1988 
glaubte der damalige saar-
ländische Ministerprä-
sident.  

Lafontaines Vorstoß 
verpuffte, obgleich er vie-
le Sympathien erntete. 
Schon in der Vergangen-
heit hätten Arbeitszeitver-
kürzungen geholfen, die 
Arbeitslosigkeit in Maßen 
zu halten, sagten Öko-

nomen, denn immer weniger Arbeits-
stunden seien notwendig, um ein im-
mer größeres Bruttoinlandsprodukt zu 
erwirtschaften.  

Doch der RM warnte: „Die Hoff-
nung, dass jeder Arbeitslose eine An-
stellung findet, könnte sich als Trug-
schluss erweisen.“ Unternehmen lie-
ßen sich nämlich nicht zu Einstellun-
gen verpflichten, was angesichts des 
Mangels an gut ausgebildeten Arbeits-
kräften auch verständlich sei. deg

»In einer Umfrage  
gaben 68 Prozent  
der Beschäftigen an, 
auf Lohn verzichten  
zu wollen, wenn  
dadurch neue  
Arbeitsplätze  
geschaffen würden.« 

Von Dieter Althaus und  
Wolfgang Strengmann-Kuhn 

Ablösung: Das Grundeinkommen soll das bestehende Sozialsystem ersetzen. FOTO: ULRICH BAUMGARTEN/VARIO IMAGES 

F
ast alle Parteien diskutieren 
Modelle eines bedingungs-
losen Grundeinkommens be-
ziehungsweise der negativen 

Einkommenssteuer, besonders intensiv 
in der CDU und bei Bündnis 90/Die 
Grünen. Die CDU beschäftigt sich mit 
einem ganz konkreten Grundeinkom-
menskonzept, dem „solidarischen Bür-
gergeld“. Dafür wurde eigens auf  Bun-
desebene eine Kommission eingesetzt. 
In vielen Vereinigungen der Union fin-
den Informationsveranstaltungen zum 
solidarischen Bürgergeld statt. Bei 
Bündnis 90/Die Grünen wurden meh-
rere Modelle zum bedingungslosen 
Grundeinkommen entwickelt. Sie sol-
len, so wie das solidarische Bürgergeld, 
ein transparenteres, leistungsfähigeres 
und effektiveres Steuer- und Transfer-
system schaffen, das Armut verhindert. 
Der Sachverständigenrat hat erst vor 
kurzem bestätigt, dass die Einführung 
eines bedingungslosen Grundeinkom-
mens zu einer „dramatischen Reduzie-
rung der Armutsquote“ führen würde. 

 
Die Idee eines bedingungslosen Grundein-
kommens greift in beiden Parteien um 
sich und findet immer mehr Zuspruch. 
Sie wird als Chance gesehen, den 
Dschungel an Sozialleistungen zu ver-
einfachen. Man erhofft sich, dass die 
verdeckte und verschämte Armut ef-
fektiv eingedämmt wird. Den Konzep-
ten beider Parteien ist gemeinsam, dass 
allen Bürgerinnen und Bürgern unbü-
rokratisch und ohne Bedürftigkeitsprü-
fung ein existenzsichernder Grund-
betrag zur Verfügung gestellt wird, die 
Transfers individualisiert werden, alle 
Bürgerinnen und Bürger krankenver-
sichert sind und man nicht prüft, wel-
che Form von Arbeit, ob Erwerbs-
arbeit, Familienarbeit oder ehrenamtli-
che Arbeit, geleistet wird.  

Wir stehen hinter dieser Idee und 
werben in unseren Parteien für die Ein-
führung eines bedingungslosen Grund-
einkommens. Wir freuen uns über die 
wachsende Zustimmung, aber wir neh-

men auch die Vorbehalte ernst. In bei-
den Parteien gibt es Befürchtungen, 
dass mit dem Grundeinkommen Geld 
mit der Gießkanne ausgeschüttet, dass 
die Faulenzermentalität gefördert und 
der Leistungsgedanke verletzt werde. 
Vordergründig mag diese Kritik plausi-
bel erscheinen, da nach unseren Kon-
zepten alle Bürger ein Grundeinkom-
men bekommen sollen, ohne dafür ei-
ne Leistung erbringen zu müssen. Bei 
genauerem Hinsehen wird aber deut-
lich, dass der Leistungsgedanke eine 
deutlich stärkere Rolle spielt als heute 
und es mehr Anreize gibt – gerade we-
gen der Ausgestaltung des Grundein-
kommens- beziehungsweise Bürger-
geldkonzepts –, einer Erwerbsarbeit 
nachzugehen.  

Im derzeitigen Transfersystem sind 
die Arbeitsanreize äußerst gering. Die 
Ausgestaltung zahlreicher sozialer Si-
cherungssysteme, wie das Arbeits-
losengeld II (ALG II), behindert den 
Wechsel in Erwerbsarbeit, da den Emp-
fängern die Früchte ihrer Arbeit aber-
kannt werden. Wer ALG II bezieht und 
gleichzeitig eine Beschäftigung an-
nimmt, die den Lebensunterhalt nicht 
deckt, bekommt bis zu 90 Prozent sei-
nes Verdienstes von der Arbeitsagentur 
abgenommen. Die Folge ist, dass diese 
Personen durch Erwerbsarbeit nicht 
belohnt werden: Sie bemühen sich, 
nachdem ihnen bis auf  ein sogenanntes 
Schonvermögen alles angerechnet wur-
de, aus der Misere herauszukommen. 
Gehen sie einer Erwerbstätigkeit nach, 
dürfen sie aber kaum etwas von ihrem 
Einkommen behalten. 

Dadurch wird die Eigeninitiative be-
hindert statt gefördert. Wer sich ander-
weitig engagiert, zum Beispiel für die 
Familie, sich weiterbildet oder ehren-
amtlich tätig ist, unterliegt sogar dem 
Risiko, dass die Hartz-IV-Leistungen 
gestrichen werden, weil er dem Ar-
beitsmarkt nicht zur Verfügung steht. 

Ist dieses Problem im heutigen Sys-
tem lösbar? Ist es möglich, die Arbeits-
anreize zum Beispiel beim ALG II zu 
verbessern oder gesellschaftlich sinn-
volle Tätigkeit stärker zu berücksichti-
gen? Wir sind der Meinung, dass der 

Sozialstaat alter Prägung an seine 
Grenzen stößt. Man kann natürlich da-
für sorgen, dass die Menschen, wenn 
sie Transfers erhalten und ein zusätzli-
ches Einkommen erwirtschaften, einen 
größeren Teil des zusätzlich erwirt-
schafteten Einkommens behalten dür-
fen. Dies ändert jedoch nichts an dem 
grundsätzlichen Problem, dass viele Er-
werbseinkommen aus einer Vollzeit-
beschäftigung nicht mehr existenz-
sichernd sind und gerade Geringquali-
fizierte in Deutschland überdurch-
schnittliche Probleme haben, eine Be-
schäftigung zu finden.  

Ohne Frage muss deutlich mehr in 
Bildung und Weiterbildung investiert 
werden. Aber damit allein lässt sich die-
ses Problem nicht lösen. Viele Men-
schen in unteren Einkommensberei-
chen werden es auch in Zukunft kaum 
schaffen, ohne Transferbezug ein aus-
reichendes Einkommen zu erwirtschaf-

ten. Sie haben nach unserer Meinung 
aber ein Recht darauf, sich einbringen 
zu können, eine Beschäftigung zu be-
kommen und davon leben zu können. 

Alle Geringverdiener, die kein ALG 
II beantragen, sind deutlich benachtei-
ligt gegenüber denjenigen, die diesen 
bürokratischen Akt durchlaufen. Mil-
lionen Menschen, die einen Anspruch 
auf  ALG II hätten, beziehen aus Un-
kenntnis, aufgrund des Stigmas des 
Hartz-IV-Empfängers oder aus anderen 
Gründen keine Leistungen. Eine Ver-
besserung der Zuverdienstmöglichkei-
ten allein bringt diesen Erwerbstätigen 
überhaupt nichts. Ihre Benachteiligung 
gegenüber jenen, die staatliche Trans-
fers erhalten, würde sich vergrößern 
und die daraus resultierenden Unge-
rechtigkeiten sich weiter verschärfen.  

Hinzu kommt, dass die Bundesagen-
tur für Arbeit, die für die Administrati-
on des ALG II zuständig ist, schon heu-
te aufgrund des hohen bürokratischen 
Aufwands Probleme hat, die Anträge 
fristgerecht und korrekt zu bearbeiten. 
All dies zeigt, dass Reformen innerhalb 
des bestehenden Grundsicherungssys-
tems zwar theoretisch denkbar sind, 
diese aber in der Praxis kaum umsetz-
bar wären und zusätzliche Gerechtig-
keitsprobleme nach sich zögen. Das 
Bürgergeld-System macht die meisten 
Steuerfreibeträge überflüssig und sozia-
le Leistungen wie das ALG II, das Sozi-
algeld et cetera, die das Existenzmini-
mum absichern sollen, werden zusam-
mengefasst.  

 
Zusätzliche Leistungen für besondere 
Lebenslagen oder eine Rente bleiben er-
halten. Die Steuer- und Abgabenbelas-
tung für untere und mittlere Einkom-
men liegt deutlich unter dem heutigen 
Stand. Schwarzarbeit wird unattrakti-
ver. Leistung lohnt sich wieder, ohne 
dass die Menschen gegängelt oder un-
ter Druck gesetzt werden. Dies sind 
nur einige, aber wichtige Gründe, die 
für die Einführung eines bedingungslo-
sen Grundeinkommens und eine Ab-
kehr von dem System des ALG II spre-
chen. Sowohl bei der CDU als auch bei 
den Grünen wird im Zuge der Diskus-
sion um das bedingungslose Grundein-
kommen gefordert, das Steuer- und So-
zialsystem stark zu vereinfachen und 
aufeinander abzustimmen.  

Es kann nicht die Rede davon sein, 
dass sich hier „egalitäre Sozialpolitiker“ 
bei den Grünen und der CDU durch-
setzen, die jegliche Leistungsgedanken 
aus den Sozialtransfers heraushalten 
wollen. Im Gegenteil: Wir sind der 
Überzeugung, dass sich Leistung wie-
der lohnen und der Übergang vom 
Transfersystem in die Erwerbsarbeit 
durchlässiger gestaltet werden muss. 
Dabei setzen wir auf  positive Anreize, 
ohne noch mehr Druck und bürokrati-
sche Gängelung einführen zu wollen. 

Wir glauben, dass Deutschland den 
Mut braucht, visionäre Ideen wie das 
Grundeinkommen aufzugreifen. Zu 
Recht glauben die Bürgerinnen und 
Bürger nicht mehr daran, dass das ak-
tuelle Sozialversicherungssystem zu-
kunftsfähig ist. Wenn von den politisch 
Verantwortlichen keine Antworten auf  
die Herausforderungen durch Globali-
sierung und demografischen Wandel 
gegeben werden, schwindet auch das 
Vertrauen in die Politik und letztlich in 
die Demokratie insgesamt. Politik 
braucht den Mut zu neuem Denken 
über alte Gräben hinweg.

GRUNDEINKOMMEN Wie steht es um den Leistungswillen, wenn der Staat einen Sockelverdienst garantiert? 
Thüringens CDU-Ministerpräsident und ein Grünen-Politiker präsentieren ein gemeinsames Konzept 

Eigeninitiative wird belohnt 

Dieter Althaus ist Ministerpräsident  
des Freistaates Thüringen und Mitglied 
des Präsidiums der CDU. 

Wolfgang Strengmann-Kuhn ist Bundes-
tagsabgeordneter von Bündnis 90/Die 
Grünen und Privatdozent für Volkswirt-
schaftslehre an der Goethe-Universität  
in Frankfurt. FOTO: MARC DARCHINGER 


